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I m N a m e n d e 5 V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

oooaon...,.„,‚.,......g....‚g...pg.ppn...aocoo......

Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

°°“‘"oooouoooooooooooouoonooo..ecnoooouooaoonocot°

Kläger und Revisionsbeklagter,

Beigele‘denezßoobo■ou■D......000'000‘0000090000.lo°°

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichts am 270 Ok—

tober 1965 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident B r a c k m a n n
— Vorsitzender —,

Bundesrichter D e m i a n i .
: und

i Bundesrichter Dr. K a i s e r ‚V
„Bundessozialrichter T i e d t \ ‚'

und
Bundessozialrichter D r e w 5

für Recht erkannt:

Die R€Viéion gegen das Urteil des Landessozialgerichts
Hamburg vom 270 Juni 4961 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


I.

Der Kläger wurde im August 4959 zur Wehrmacht eingezogen und im

Herbst 4940 entlassen„ Nach seinen Angaben meldete er sich frei—

willig zum Osteinsatz der Organisation Todt (0T)„ Im Sommer
1944 wurde er als Truppführer zur Transportstaffel 104 des T=an—

sportkorps Speer in Dresden versetztß Er war zunächst als Kolon—

ncnführer und später als 1echnungsführer eingesetzte Er erhielt

”ntgelt nach der Tarifordnung.für Angestellte (TOA)„ Die Sozial—
versicherungsbeiträge der Korpsangehörigen wurden regelmäßig

an die Eetriebskrankenkasse des Reiches abgeführto

Die Transportstaffel 104 arbeitete vorwiegend für die Rüstunge—

industrieo Den ein2elnen Rüstungsfabriken waren Fahrzeuge oder

holonnen zugeteilt, über deren Einzeleinsatz die Rüstungsbetrie»

be entschieden und die Kosten dieser Einsätze in Berlin verrech—

neteno Zur Dienstleistung bei der W—hrmacht, insbesondere zum
Stellungenechsel, war die Staffel nicht eingesetzte

Die Angehörigen der Staffel waren nicht késerniert, sondern

in Privatquartieren untergebracht„ Der Kläger wohnte in Dresftr‚

Dieselstraßeo Seine Dienststelle befand sich in Dresden in der

'indenaustraßea Der Dienst begann um 7000 Uhr„ Für die Fahnen

von der Iohnung zur Dienststelle benutzte er die Straßenbahno

Die Straßenbahnlinie Nr„ 25 war die durchgehende Linie von der

Dieselstraße zur Leipziger Straße über die Pirnaer Landstraße?

Dodenbacher Straße, Zwinglistraße und dem Pirnaischen Platza
Die Lindenaustraße konnte nur durch Umsteigen in der Zwingli—

straße in die Omnibuslinie C oder durch Umsteigen am Pirnai—

schen Platz in die Straßenbahnlinie 5 erreicht werden„ Am i50 OL-

tobcr 1944 entgleiste die Straßenbahn der Linie 25, in der sich

der Kläger befand, gegen 6050 Uhr in der Bodenbacher Straße
kurz vor der Zwinglistraße° Der Kläger erlitt einen komplizier—

ten Unterschenkelbruch links mit nachfolgender Pseudoarthroseg

An den Folgen dieser Verletzung leidet er noch heute„
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Die Dresdner Verkehrsgesellsehaft zahlte bis zum 510 März

1946 als Schmerzensgeld, für Verdiensteusfall, Arzt— und

Krankenhauskosten insgesamt 6„259‚72 EM und am 90 Januar

1947 vergleichsweise zur endgültigen Abfindung nochmals

45„ceo,— RM„

Im März 1946 kam der Kläger nach Hamburg. Auf Seinen Antrag
auf Versorgung erkannte die Landesversicherungsanstalt

(LVA) Hamburg mit Bescheid vom 2„ Juli 1947 ua die Pseudo—

urthr se im linken Unterschenkel nach Knochenbruch als

Wehrdienstbeschädigung an, hob diese Anerkennung aber durch

Bescheid vom 180 November 1948 wieder aufo.

Im September 1950 hatte der Kläger bei der Ausführungsbehörde

für Unfallversicherung in Wilhelmshaven vorsorglich beantragt‚

ihm Entschädigung aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu

gewähren„ Mit Bescheid vom 50 Juni 1951 wurden seine Entschä—

dibungsansprüche abgelehnt, da nicht erwiesen sei, daß es sich

bei dem Verkehrsunfall um einen Unfall auf dem Weg zur Dienst—

stelle gehandelt habeo '

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat durch Urteil vom 200 Februar

1958 die Beklagte verurteilt, den Kläger wegen der Folgen des

Unfalls vom 150 Oktober 1944 zu entschädigen„

Die hiergegen eingelegte Berufung der Beklagten hat das Landes—

sozialgericht (LSG) Hamburg durch Urteil vom 27. Juni 1961
zurückgewiesen und ua ausgeführt:

Der Kläger sei im Zeitpunkt des Unfalls gegen Arbeitsunfälle

versichert gewesen„ Der Unfall habe sich auf dem Weg zur
Dienststelle ereignet und sei deshalb als Wegeunfall anzuer—
kennen° Entschädigungsansprüche gegen die Beklagte seien nicht

gemäß 5 54 Bundesversorgungsgesetz (BVG) ausgeschlossen, da
der Kläger weder militärischen noch militärähnlichen Dienst

geleistet habe„ Die Transportstaffel 1C4 habe im Zeitpunkt

des Urfolles nicht Dienst für Zwecke der Üehrmacht geleistete

Es sei auch nicht nachweisbar‚ daß der Kläger notdienstver—

pflichtet gewesen sei°
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_ 4 _

Das LSG hat die Revision zugelassene

Gegen dieses ihr am 11„ Juli 1961 zugestellte Urteil hat die

Beklagte am 27. Juli 1961 Revision eingelegt und sie innerhalb

der bis zum 110 Oktober 1961 verlängerten Frist am 250 Septem—

ber 1961 begründet„

Sie meint‚ das SG habe sie zu Unrecht zur Entschädigungsleistung

verurteilt, obgleich nicht sie, sondern die _ durch die Sozial—
versicherungsanordnung Nr" 9 vom 9„ Juni 1947 errichtete — äus—

führungsbehörde für Unfallversicherung in der britischen Zone

den angefochtenen Bescheid erlassen habe° Sie ist außerdem der

Ansicht‚ der Kläger habe wegen seines Unfalls auf dem Wege zum

Dienst Anspruch auf Versorgung, nicht aber auf Entschädigung aus

besetzlichen Unfallversicherung, denn er habe militärischen@ (D H

]
‚..

! 0net, jedenfalls aber militärähnlichen Dienst geleistet" Das

LSG habe außerdem nicht offen lassen dürfen, ob der Kläger not:

dienstverpflichtet gewesen sei° Es hätte auch insoweit berück—

sichtigen müssen‚ daß der Kläger uniformiert gewesen sei und de■

die einschlägigen Verpflichtungen nur im Wege des Notdienstes

vorgenommen worden seien„ Schließlich habe das Berufungsgericlt

vor allem wegen der unwehren Angaben des Klägers in den voran“

gegangenen Verwaltungsverfahren nicht ohne ärztliche Sachverschw

dige davon ausgehen dürfen, daß beim Kläger noch Gesundheits—

störungen als Folgen des Unfallés vorlägen‚ Es hätte auch dar—
legen müssen, wie die Leistungen der Dresdner Verkehrsbetriebe

auf Entschädigungsansprüche des hlägers gegenüber der Beklagten

anzurcchnen seien.

'Die Beklagte beantragt,

unter Aufnebung des angefochtenen Urteils in Stattgabe der

Berufung der Beklagten gegen das gleichfalls aufzuhebende

Urteil des SG Hamburg vom 200 Februar 1958 und in Wiederher—

stellung des Ablehnungsbescheides vom 50 Juni 1951 die Klage

abzuweisen, _‚ * ,

Q
;

{I
) m E
.)

Angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Fest—
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_ —5—
stellungen aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuverweiseno

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffende

Die Beigeladene beantragt ebenfalls, die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt (% 424 des Sozialgerichtsgeset—

zes —SGG)O ' '

II"

Die Revision ist zulässig. Sie hatte jedoch keinen Erfolga

Der angefochtene Bescheid vom 5. Juni 4954 ist nicht nur nach

dem rückwirkenden Inkrafttreten, sondern sogar nach Erleß der

Verordnung zur Überführung der Ausführungsbehörde für Unfallver—

sicherung in der britischen Zone vom 14, März 4951 (BGBl" I

S„ 190) ergangeno Somit hat die Beklagte diesen Bescheid erlas—

sen, der im übrigen auch mit ihrem Dienstsiegel ausgefertigt

ist° Dabei ist es, entgegen der Ansicht der Revision, rechtlich

unerheblich, daß noch ein Bescheidformul r der Ausführungsbehör—

de für Unfallversicherung in der britisc en Zone verwendet wer—

den ist° Es bestehen deshalb auch insoweit keine Bedenken gegen

die Zulässigkeit der Klage°

Nach den von der Revision mit Verfahrensrügen nicht wirksam an—
gegriffenen und demnach das Revisionsger cht bindenden (@ 465.

SGG) tatsächlichen Feststellungen ist das Berufungsgericht ohne
Rechtsirrtum davon ausgegangen, daß der Kläger im Zeitpunkt des
Unfalls am 450 Oktober 1944 aufgrund eines Dienstverhältnisses

beschäftigt war (5 557 Nro ? Reichsversicherungsordnung —RVO—

idF bis zum‘5o„ Juni 4965 —aF) und auf einem mit der Tätigkeit
in dem Unternehmen zusammenhängenden Weg nach der Arbeitsstätte
(% 545 Abs‚ 4 s„ 4 BVG aF) verunglückt isto

Die Entschädigungsansprüche des Klägers aus der gesetzlichen
Unfallversichcrung sind, wie das LSG ebenfalls nicht verkannt

hat, nicht nach % 5%? Nr„ 9 BVD aF und € 54 BVG ausgeschlosseno
Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 25„ Mai 1965 (BSG

SozR EVO 5 541 aF Nr„ 4) entschieden, daß 5 541 Nr„ 9 EVO aF
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spätestens mit Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes am
■„Oktober 4950 außer Kraft getreten ist„ Es kann auch hier da—

1instehen, ob diese Vorschrift noch bis zum Inkrafttreten des

BVG gegolten hat (vgloßrackmann,Handbuch der Sozialversicherung

4„—6„Aufi„‚ed„ II,S„478 g), 5 541 Nr„9 RVO aF setzte für einen
Ausschuß der Entschädigung

aus der gesetzlichen Unfallversiche—

rung jedenfalls voraus, daß ein Anspruch auf Fürsorge und Ver—

sorgung dem Grund nach bestand (vglo Brackmonn aaOo 80479 idF

des 20 und 50 Nachtrags; Lauterbach‚ Unfallversicherung, 20Auflo,

% 541 Anm‚25—°7; Schulte—Holthauscn EG ■943,145‚449)„rur die
Zeit bis zum Inkrafttreten des BVG ist aber durch den Bescheid

der LVA Hamburg vom 48‚Novembcr 4948 bindend festgestellt‚doß

ein Anspruch des Klägers auf Fürsorge und Versorrung nicht ge cm“C)

ben __
/

var„ Diese Feststellung ist zwar nicht rechtsverbindlich iüi

die Frage, ob der Kläger zu dem nach dem BVG versorgungsberechti\

ten Personenkreis gehört (BSG 4,21,22);der erkennende Senat teih

jedoch die Auffassung—des LSG, daß der Kläger den Unfall am 15°

Oktober 4944 auch nicht in Ausübung militärischen oder militär—

.ähnlichenDienstesi‚s„ven 5 4 Abs„i,5@2,5 BVGerlitten hat„
Der Kläger hat vor allem auch nach Angliederung des Transport—

korps Speer an die Wehrmacht durch den Erlaß des Oberkommandos

der Wehrmacht vom 220 September 3944 nicht Dienst nach deutschem

Wehrrecht als Soldat oder Wehrmachtsbeamter geleistet (@ 2 Abso■

Buchstoa BVG); denn der Erlaß bestimmte unter 1,5 802, daß der

Dienst beim Transpörtkorps Speer bis zu einer endgültigen Ent—

s heidüng dieser Frage nicht als aktiver Wehrdienst galt (vglo

Wilke, DSG,2„ Aufl., 5 2, Erl„1 a; Schreiben des BM yom ■4„No—

vembcr 4965 in Versorgungsbenmtc 4964‚44)„ Es kann deshalb da—
hingestellt bleiben, ob die Angliedcrung im Raum Dresden am '

l5„ Oktober 4944 bereits durchgeführt ware ' . "

Der Kläger ist aber auch nicht in Ausübung militärähnlichen

Dienstes i‚s„ der es 1,5 BVG verunglückto Für die Entscheidung
des vorliegenden Falles kommen zunächst die Tatbestände des 5 ;
Abs° ? Buchst„b,m und n BVG in Betracht, die Jedoch alle einen

Dienst ”für Zwecke der Wehrmacht” voraussetzen° Diese Vorausset«

zung hat das LSG jedoch mit Recht hier nicht als gegeben ange—
ehenoU

:

Ein Dienst für ”Zwecke der Wehrmacht” ist allerdings nicht

schon deshalb ausgeschlossen, weil der Kläger im Zeitpunkt
_7_
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des Unfalles nicht kaserniert war. Diese in der Verwaltungsvor—

schrift Nr, 8 zu 5 5 BVG wesentlich auf die Organisationsform

des Einsatzes abgestellte Auslegung des Begriffe ”für Zwecke

der Wehrmacht" ist zu eng, Maßgebend dafür, ob der Dienst ”für

Zwecke der Wehrmacht” geleistet wurde, ist vielmehr, ob die

Tätigkeit überwiegend militärischen Zielen gedient hat (BSG

SozR BVG @ 5 Nr„ 11, BSG 11,190,192)„ Dabei ist aber zu be—

achten, daß infolge der totalen Kriegführung der überwiegende

Teil aller arbeitsfähigen Personen letzten Endes für Zwecke

der Kriegsführung im weiteren Sinne beschäftigt waro Deshalb

ist der Begriff "für Zwecke der Wehrmacht” nicht mit Begrif—

fen wie “für Zwecke der Aufrüstung, Kriegführung, Reichsver—

teidigung“ gleiehzusetzen (BSG SozR aaO; BSG Urteil vom

25„ April 1961 ‚—11 BV 204/60 _; Wilke aaO„ % 5 Erlo 12).‚Der
Begriff "für Zwecke der Wehrmacht" ist vielmehr enger; es

fallen darunter nur Tätigkeiten für typisch militärische Aufga—

ben° Wesentlich ist, ob etwas geleistet wurde, was sonst die

Wehrmacht selbst hätte am müssen oder was an sich noch inner—

halb ihres Aufgabenbereiches im weiteren Sinne gelegen hätte

(BSG Urteil vom 17, März 1960 — 8 RV 525/58 —)„ Nicht maßge—

bend ist hier, ob die Angehörigen des Trensportkerps Speer

allgemein überwiegend Verpflegungs—, Hunitiohs— und Material—
transporte für die Wehrmacht ausgeführt hatten (vglo Sammlung

wehrrechtlicher Gutachten und Vorschriften des Bundeserchivs,

Heft 2, 1964 nr„ 77); denn sonst hätte es nahegelegen, das

Trensportkorps Speer ohne Beschränkung auf einen Diens' ”für

Zwecke der Wehrmacht" in 5 5 BVG mit aufzuführen„ Entscheidend
ist vielmehr, ob die jeweilige Tätigkeit des Klägers in dem hier

in Frage stehenden Zeitabschnitt wesentlich Zwecken der Wehr—

macht diente (BSG SozR aa0„, BSG Urteil vom 17„ März 1960 aaO„)o
”hch den das Revisionsgericht bindenden tatsächlichen Feststel—

lungen des LSG war die Transportstaffel 104 im Zeitpunkt des
Unfalles des Klägers für Rüstungsbetriebe eingesetzte Ihre Tä—-

tigkeit diente somit "Zwecken der Kriegführung und Reichsver—
teidigung”, nicht aber ”Zwecken der Wehrmacht”„ Der Transport

von Rüstungserzeugnissen von der Fabrik in den Verfügungsbereich

der Wehrmacht gehörte nicht zu den typisch militärischen Aufga—
ben, sondern noch zu den Obliegenheiten der Büstungsbetriebe,
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Deshalb leistete, entgegen der Ansicht der Revision, die Staf—

fel 104 auch dann, wenn sie die Rüstungsgüter unmittelbar zu

einer militärischen Verteilungsstelle transportierte, nicht

etwas, was sonst die Wehrmacht hätte tun müssen, oder was an

sich in deren Aufgabenkreis gelegen hätte° Dagegen spricht

hier vor allem, daß die Einsätze der Transportstaffel 104

von den einzelnen Rüstungsbetrieben bezahlt werden mußteno

Da der Kläger somit im Zeitpunkt des Unfalles nicht Dienst

“für Zwecke der wehrmacht” leistete, kann es dahinstelen, ob
die weiteren unterschiedlichen einzelnen Voraussetzungen der

Vorschrift des 5 5 Abs„ 1 Buchstob, m und n BVG erfüllt wären

(vglo Bagero LSG, Breithaupt 1957, Q4Q)o .

Bei der Entscheidung, ob der Kläger militärähnlichen Dienst

i.‚S° des 5 5 Abs„ 1 k BVG leistete, hat das LSG nicht verker;t\
_daß diese Vorschrift nicht einen Dienst “für Zwecke der Wehr—

macht“ voraussetzt (BSG 6, ■29)„ Unbegründet ist auch die Rü—

;e der Revision, des Berufunvsgericht habe die Grenzen seiner

freien Eeweiswürdigung überschritten, wenn es aufgrund des Ge—

samtergebnisses des Verfahrens zu der Überzeugung gelangt ist,

eine Dienstverpfliehtung des hlägers aufgrund der Dritten Ver—

ordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von

besonderer staatspolitischer Bedeutung (Notdienstverordnun@)

vom 150 Oktober 1958 (BGBl I S„1441) sei nicht nachgewieseno

Daß der Kläger uniförmiert war, steht, entgegen der Auffas—

sung der Revision, einem freiwilligen Dienst im Transportkorps

Speer nicht en@egeno Die Auskunft des Bundeserchivs vom 16„

Januar 4961, die Mitglieder des Transportkerps Speer seien

notdienstverpflichtet_gewesen, hat das LSG bei seiner Beweis—

würdigung berücksichtigt„ Das Berufungsgericht hat aber im

Rahmen des Gesamtergebnisses des Verfahrens auch beachten mfs—

sen, daß nach der Mitteilung der Oberfinenzdirektion Hamburg

und den Aussagen der Zeugen Selmngg iZQXTMHÖ'QCÖÜIÜLIKÜÄ'>

eine freiwillige Meldung zur OT und deren Sonäérorganisct10«
'1'\

1en nicht ausgeschlossen ware is ist nicht ersichtlich und von
.“ _ —. »—der hevi5ion auch nicht dargetan, daß uns LSG bei A wäeung der
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unterschiedlichen Auskünfte und der Aussagen der Zeugen

die gesetzlichen Grenzen des Rechts der freien Beweiswüré

digung überschritten haben sollte{; Das LSG ist aueh zu—
treffend davon äusgegangen‚ daß die Beweislast dafür‚ ob

eine Notdienstverpflichtung des Klägers vorgelegen hat‚v

die Beklagte triffto Sonst hätte der Kläger, was dem

Sinn und Zweck des 5 54 BVG widersprechen würde, weder

einen Anspruch aus der gesetzlichen Unfallversicherung

noch nach dem BVG, da für einen Anspruch auf Versorgung

ihm insoweit die objektive Beweislast obliegen würdeo

Das LSG hat aufgrund des von ihm durch die Eei2iehung

der Akten des Versorgungsemts Hamburg ermittelten Sach—

verhalts ohne Überschreitung seines Rechts der freien

Beweisvürdigung davon ausgehen können, daß die begrün—

‘dete Wahrscheinliehkeit für einen Leistungsensprueh in

einer Mindesthöhe gegeben war (BSG SosR SGG % 430 Nroö,

4)„

Die Revision rügt schließlich zu Unrecht‚ das Berufungs—
gericht hätte über eine Aufrechnung der Beklagten mit Er—
setzforderungen gegen die Dresdner Verkehrsbetriebe entm

scheiden müsseno Das LSG war zu dieser Entscheidung schon

deshalb überhaupt nicht befugt (vgla auch BSG 49, 207;

Braekmenn aaO S. 604 c), weil die Beklagte bis dahin
die Aufrechnung nicht erklärt hatte„ Diese Erklärung

ist im Revisicnsverfehren nicht nachholbar, so daß da—

hinstehen kenr‚ ob den Ausführungen der Revision in—

soweit überhedpt eine hinreichend eindeutige Aufrechnungs—

erklärung zu entnehmen wäre°
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